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Anerkennung ausl�ndischer
Schiedsspr�che in Russland

dramatisch gesunken

Im Rechtsverkehr zwischen Deutschland
und Russland werden vielfach Schiedsklau-
seln verwendet, da die gegenseitige Anerken-
nung staatlicher Urteile nicht gew�hrleistet
ist und dazu vielfach Vorbehalte gegen die
Vereinbarung eines Gerichtsstands in Russ-
land bestehen. Schiedsverfahren bieten sich
vermeintlich als Alternative an, da die Voll-
streckbarkeit von Schiedsspr�chen aufgrund
des New Yorker �bereinkommens von 1958
gew�hrleistet sein sollte. Nach demNewYor-
ker �bereinkommen werden Schiedsspr�che
in allen Vertragsstaaten anerkannt und voll-
streckt, sofern nicht einer der wenigen aner-
kannten Versagungsgr�nde vorliegt. Eines
der Kernprinzipien der Anerkennung ist das
Verbot der inhaltlichen Nachpr�fung. Ledig-
lich bei Verstoß gegen ganz grundlegende
Prinzipien der �ffentlichen Ordnung, den
sog. „ordre public“, kann unter der New Yor-
ker Konvention die Anerkennung versagt
werden.

Noch in den 1990er Jahren standen russische

Gerichte in dem Ruf, durch exzessiven Ge-

brauch des „ordre public“-Vorbehalts die

Vollstreckung ausl�ndischer Schiedsspr�che

erheblich zu erschweren und die russischen

Unternehmen so zu sch�tzen. Der traurige

H�hepunkt dieser Rechtsprechung waren

Entscheidungen, die es als „ordre public“-

Verstoß ansahen, dass russische Unterneh-

men aufgrund der Vollstreckung in wirt-
schaftliche Schwierigkeiten geraten k�nnten,
so dass die Vollstreckbarerkl�rung versagt
wurde. Dieses Bild hat sich in der Folgezeit
gewandelt, und die Vollstreckbarerkl�rung
wurde – sowie dieNewYorkerKonvention es
vorsieht – die Regel und die Versagung der
Anerkennung die Ausnahme. Im Jahre 2015
lag die Anerkennungsquote ausl�ndischer
Schiedsspr�che bei 95,56% (vgl. dazu Bo�s,
DRRZ2018, 147m.w.N.).

Seither ist diese Quote allerdings rapide ge-
sunken und lag im ersten Halbjahr des Jahres
2018 nur noch bei ca. 61%.

Ein Teil dieser Entwicklung ist auf den rus-
sisch-ukrainischen Konflikt zur�ckzuf�hren.
So ist ein erheblicher Teil der Schiedsspr�-
che, deren Anerkennung versagt wurde, in
der Ukraine erlassen worden. Die Begr�n-
dungen f�r die Versagung der Anerkennung
�berzeugen in weiten Teilen nicht: So wird
einer ganzen Reihe von Schiedsspr�chen die
Anerkennung aufgrund eines „ordre public“-
Verstoßes versagt, weil das Schiedsgericht
nicht gepr�ft habe, ob die Regelungen des
russischen Rechts �ber Großgesch�fte einge-
halten wurden. Vereinfacht gesagt besagen
diese Regelungen, dass ein Rechtsgesch�ft
anfechtbar ist, wenn es mehr als 25% der Ak-
tiva eines Unternehmens umfasst und nicht
durch einen zustimmendenGesellschafterbe-
schluss autorisiert wurde. Es �berrascht be-
reits, derartige Regeln zur �ffentlichen Ord-
nung zu z�hlen, umso mehr, als in den jewei-
ligen Urteilen nicht einmal festgestellt wird,
dass ein entsprechender Beschluss erforder-
lich war oder gefehlt h�tte. Die Anerkennung
wurde einzig und allein aufgrund der Tatsa-
che versagt, dass das jeweilige Schiedsge-
richt diese Regelungen nicht gepr�ft habe. Es
dr�ngt sich hier der Eindruck auf, dass die
Entscheidungen politisch motiviert sind, zu-
mal dieser Versagungsgrund nur bei ukraini-
schen Schiedsspr�chen geltend gemacht
wird, nicht jedoch bei Schiedsspr�chen aus
anderen Jurisdiktionen.

Der R�ckgang der Anerkennungsquote l�sst
sich allerdings nicht nur auf ukrainische
Schiedsspr�che zur�ckf�hren. Selbst wenn
diese unber�cksichtigt bleiben, betr�gt die
Anerkennungsquote im Jahr 2018 nur noch

ca. 77% und liegt damit ebenfalls fast 20%
Punkte unter demWert von 2015.

Auch bei anderen, nicht ukrainischen,
Schiedsspr�chen finden sich Erw�gungen in
den russischen Urteilen, die an die �berwun-
den geglaubte Rechtsprechung der 1990er
Jahre erinnern: So wurde in einem Fall die
Vollstreckbarerkl�rung versagt, weil die
Schuldnerin ein Tochterunternehmen eines

staatlichen Konzerns ist. Die Urteilsbegr�n-
dung f�hrt aus, dass die Vollstreckung damit
wirtschaftlich zu Lasten des Haushalts der
Russischen F�deration gehe und damit der
�ffentlichen Ordnung widerspreche. Diese
Argumentation steht in klarem Widerspruch
zum international anerkannten Prinzip, dass
nur hoheitlich genutztes staatliches Verm�-
gen vor einer Vollstreckung gesch�tzt ist,
nicht aber reine Finanzbeteiligungen. F�hrt
man sich vor Augen, wie viele russische
Konzerne ganz oder teilweise in staatlicher
Hand sind, w�rde eine solche Rechtspre-
chung einen erheblichen Teil der russischen
Unternehmen vor einer Vollstreckung sch�t-
zen.

Eine weitere, in der Literatur viel diskutierte
Entscheidung versagte einem nach den Re-
geln der ICC (International Chamber of
Commerce) ergangenen Schiedsspruch die
Anerkennung, weil die Schiedsklausel zwar
auf die Regeln der ICC verwies, nicht aber
explizit die ICC als Institution benannte.

Das Oberste Gericht der Russischen F�dera-
tion hat mit einer Ende 2018 ver�ffentlichten
Rechtsprechungs�bersicht versucht, den In-
stanzgerichten eine Orientierungshilfe zu ge-
ben, und hierin ausgef�hrt, dass grunds�tz-
lich eine Vermutung greife, dass Schieds-
klauseln wirksam seien, so dass jedenfalls in
dem zuletzt genannten Fall die Anerkennung
nicht h�tte versagt werden d�rfen. F�r die
große Mehrzahl der Entscheidungen, in de-
nen die Anerkennung versagt wurde, beein-
flusst diese Handreichung des Obersten Ge-
richts die Entscheidung allerdings nicht.

Es bleibt damit festzustellen, dass die Grund-
tendenz der russischen Rechtsprechung sich
gegen insbesondere ausl�ndische Schieds-
spr�che wendet. F�r die Durchsetzbarkeit
von Anspr�chen im Rechtsverkehr mit Russ-
land ist dies ein Alarmzeichen.

Russische Gerichte
versagen immer �fter
die Anerkennung
unter Hinweis auf
den ordre public
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